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Gesamtverband Schleswig-Holsteinischer Häfen e.V. 
 

Der Gesamtverband Schleswig-Holsteinischer Häfen e.V. ist ein freiwilliger Zusammenschluss der 

bedeutendsten Hafenbetreiber und Hafenwirtschaftsunternehmen in Schleswig Holstein. 

 

Für eine erfolgreiche Hafenpolitik fordert der Gesamtverband Schleswig-Holsteinischer Häfen e.V. die 

Umsetzung folgender Maßnahmen: 

 

 Hafenhinterlandanbindungen und Hafeninfrastruktur 

 

 Wasser 

o Verhinderung der Verschlickung der Westküstenhäfen 

o Umsetzung der Sanierungs- und Ausbauarbeiten am Nord-Ostsee Kanal 

o Umsetzung der Fahrrinnenanpassung der Unterelbe 

o Ausbau des Elbe-Lübeck-Kanals passend für Großmotorgüterschiffe (110m Länge) 

 

 Schiene  

o Erweiterung der Bahninfrastruktur als Folge der geplanten festen Fehmarn Belt 

Querung (z.B. S4, Güterbahnknoten Lübeck-Travemünde) 

o Zweigleisiger Ausbau sowie Elektrifizierung der Strecke Brunsbüttel – Itzehoe und 

Sanierung des Güterbahnhofes Brunsbüttel 

o Verlängerung des Einfahrtgleises des Rangierbahnhof Kiel-Meimersdorf 

o Fertigstellung der Verbindungskurve Bad Kleinen und Elektrifizierung der Bahnstrecke 

Lübeck – Bad Kleinen 

 

 Straße 

o Unverzüglicher Weiterbau der A20 inklusive westlicher Elbquerung bei Glückstadt 

o Ausbau der Bundesstraße 5 zwischen Heide – dänischer Grenzen und  Brunsbüttel – 

Itzehoe (über Wilster hinaus) 

o Ausbau der A21 nördlich und südlich der A24 

 

 

 Umweltrelevante Maßnahmen 

 

 Unterstützung bei der Errichtung von „Port Reception Facilities“ insbesondere in den 

Ostseehäfen 

 Unterstützung der Häfen bei der Etablierung von LNG und weiteren alternativen Treibstoffen  

 

 

 Genehmigungsverfahren 

 

 Vereinfachung und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren (Planfeststellung, BimSch, 

Baurecht) 

 Vereinfachte Genehmigung sowie Bereitstellung von Begleitung für Schwerlast- und 

Großraumtransporten 

 

Für eine erfolgreiche Hafenpolitik ist zudem auch weiterhin die Unterstützung durch die 

Landesregierung, z.B. im Bereich Marketing und Messeveranstaltungen von 

gemeinsamen Interesse. 


